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Richtlinie
des Plenums des Obersten Gerichts der Deutschen 
Demokratischen Republik über Nichtigkeit münd
licher, nicht mit Gründen versehener oder der Zu
stimmung der Gewerkschaft entbehrender Kündi

gungen von Arbeitsrechtsverhältnissen.

— Richtlinie Nr. 7 (RP1. 1/56) —*

Vom 20. November 1956

I.
In der Richtlinie Nr. 5 des Plenums des Obersten Ge

richts vom 31. Januar 1955 (GBl. II 1955 S. 47) wurde 
bereits auf die besondere Bedeutung hingewiesen, die 
dem Schutz der Werktätigen gegen eine unbegründete 
Kündigung des Arbeitsrechtsverhältnisses zukommt. 
Die Werktätigen unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates 
nehmen bewußt am Aufbau des Sozialismus teil. Der 
neue sozialistische Charakter der Arbeit, die Er
kenntnis der großen Bedeutung unseres ständig wach
senden Wohlstandes für die demokratische Wiederver
einigung Deutschlands und für die Erhaltung des Frie
dens überzeugen alle Werktätigen von der Notwendig
keit der Erfüllung der Wirtschaftspläne. Durch die be
deutende Erweiterung der Produktion wird die Über
legenheit der friedlichen demokratischen Entwicklung 
eines Staates auf dem Wege zum Sozialismus bewiesen. 
Voraussetzung der Erfüllung dieser großen wirtschaft
lichen und politischen Aufgaben ist die Vertiefung der 
freiwilligen Arbeitsdisziplin. Sie wird durch das Ver
trauen der Werktätigen in die Sicherung ihrer Rechte 
und die Wahrung ihrer gesetzlich geschützten Inter
essen gestärkt. Die Verfassung der Deutschen Demokra
tischen Republik hat in den Artikeln 15 und 17 als 
Grundlage des Arbeitsrechts das Recht auf Arbeit und 
das Mitbestimmungsrecht der Gewerkschaften fest
gelegt. Zur Wahrung dieser Grundrechte müssen die 
Arbeitsgerichte nicht minder als die Gewerkschaften 
jeder Handhabung von Vorschriften des Arbeitsrechts, 
insbesondere der die Beendigung eines Arbeitsrechts
verhältnisses regelnden Bestimmungen, entgegentreten, 
durch die der Schutz der Werktätigen beeinträchtigt 
werden könnte. Hierzu gehören die Vorschriften über

* Richtlinie Nr. 6 (GBl, n 1955 S.264)

die Form und den Inhalt einer Kündigung und über 
das Erfordernis der Zustimmung der Gewerkschaft zur 
Kündigung. Sie müssen erheblich strenger als bisher be
achtet werden. Diese Forderung entspricht auch den Be
schlüssen der 23. und 24. Tagung des Bundesvorstandes 
des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes, die das 
Mitbestimmungsrecht der Gewerkschaftsorgane in den 
Betrieben festigen.

II.
A.

In unserem Staat muß jeder Zweifel darüber aus
geschlossen sein, ob im gegebenen Fall ein Arbeits
rechtsverhältnis beendigt sein soll oder nicht. Neben 
dem Verlangen, daß die Kündigung einer Begründung 
bedarf, ist dem durch Einführung des Erfordernisses 
der Schriftlichkeit der Kündigung in § 5 Satz 2 
KündVO Rechnung getragen worden. Die Bedeutung 
dieser Vorschrift wrird von Arbeitsgerichten häufig ver
kannt. Diese Rechtsprechung folgt der in der Zeitschrift 
„Arbeit und Sozialfürsorge“ und einigen anderen 
Publikationen entwickelten rechtsirrtümlichen und die 
Gesetzlichkeit verletzenden Auffassung, daß auch eine 
Erklärung, mit der mündlich „gekündigt“ wird, Rechts
folgen herbeiführe, ungeachtet dessen, daß das Gesetz 
für die Kündigung die Schriftform zwingend vor
schreibt. Es wird der Standpunkt vertreten, daß der 
Empfänger der mündlichen „Kündigung“ gegen die Er
klärung klagbar Vorgehen müsse, um die Unwirksam
keit durch die Konfliktkommission oder das Arbeits
gericht feststellen zu lassen. Von selbst sei die nur 
mündlich ausgesprochene Kündigung nicht unwirksam. 
Die Klage müsse nach § 12 KündVO innerhalb einer 
Frist von vierzehn Tagen nach Zugang der Kündigung 
eingereicht werden, andernfalls werde die Kündigung 
voll wirksam. (Kritik am zutreffenden Urteil des Ar
beitsgerichts Magdeburg vom 7. März 1952 — KA 
40/52 — in „Arbeit und Sozialfürsorge“ 1952 S. 163, 164 
und Billigung des unrichtigen Urteils des Landesarbeits
gerichts Sachsen-Anhalt vom 21. August 1952 — LAG 
119/52 — a. a. O. 1953 S. 125.)

Auch wird die Auffassung vertreten, die mündliche 
„Kündigung“ sei deshalb wirksam geworden, weil der 
Gekündigte ihr nicht widersprochen, sich also mit der 
gegen die gesetzlichen Bestimmungen ausgesprochenen


